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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11 AL 199/03 B 

 

 

 
..................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesanstalt für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Oktober 2003 durch den 

Vorsitzenden Richter   B a l z e r   sowie die Richter   L ü d t k e   und   Dr.  L e i t h e r e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 16. Juli 2003 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist nicht zulässig. Der Beschwerdeführer hat weder einen Verfahrensfeh-

ler des Landesozialgerichts (LSG) noch einen sonstigen Zulassungsgrund iS des § 160 

Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in der nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG erforderlichen 

Weise dargelegt bzw bezeichnet. 

 

Zum Vortrag der Beschwerdebegründung, das LSG habe gegen seine Pflicht aus § 103 

SGG verstoßen, ist darauf hinzuweisen, dass eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht 

den Revisionsrechtszug nur eröffnet, wenn der Beschwerdeführer geltend macht, das 

LSG sei einem Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt. Solches kann 

der Beschwerdeführer nur rügen, wenn er im Berufungsverfahren einen Beweisantrag ge-

stellt hat, der sich auf Tatsachen bezieht, die nach der Rechtsansicht des LSG entschei-

dungserheblich sind (vgl ua BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 31 mwN). Dies macht die Be-

schwerde nicht geltend. 

 

Unzureichend iS der Anforderungen des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG ist auch der Vortrag, 

der Vorsitzende des Senats des LSG habe seine Pflicht aus § 106 SGG verletzt. Die in 

diesem Zusammenhang aufgestellte Behauptung, der Vorsitzende habe den Vortrag des 

Klägers nicht verstanden und habe keinen Klärungsversuch unternommen, ist nicht 

schlüssig; denn die Beschwerdebegründung setzt sich nicht damit auseinander, dass das 

LSG im Tatbestand des angefochtenen Urteils den klägerischen Vortrag ausführlich dar-

gestellt und in den Entscheidungsgründen auf diesen Vortrag eingegangen ist. Allein nach 

den Ausführungen der Beschwerdebegründung kann deshalb nicht nachvollzogen wer-

den, inwiefern das Vorbringen des Klägers vor dem LSG unklar gewesen sein könnte und 

für den Vorsitzenden Anlass zu besonderer Aufklärung nach Maßgabe des § 106 SGG 

bestanden hätte. Soweit der Beschwerdeführer im Zusammenhang mit der Behauptung 

der Verletzung des § 106 SGG vorträgt, ihm seien zu Unrecht Kosten nach § 192 SGG 

angedroht und dann auch auferlegt worden, genügt dies ebenfalls nicht zur Bezeichnung 

eines Verfahrensmangels; denn die Rüge der Verletzung des § 192 SGG betrifft den In-

halt der Entscheidung, nicht das Verfahren (vgl BSG SozR Nr 2 zu § 192 SGG). 

 

Schließlich enthält auch der Vortrag, die Revision sei zuzulassen, weil der Kläger in sei-

nen Grundrechten aus Art 3 und 14 Grundgesetz betroffen sei, keine hinreichende Darle-

gung etwa des Zulassungsgrundes der grundsätzlichen Bedeutung (BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 23). Denn die grundsätzliche Bedeutung lässt sich nur darlegen, indem die Be-

schwerdebegründung ausführt, welche Rechtsfrage sich ernsthaft stellt, deren Klärung 

über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder 

Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich ist (ua BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 60 und 65). Diesen Anforderungen genügt der Vortrag der Beschwerdebegründung of-

fensichtlich nicht. 
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Die unzulässige Beschwerde ist zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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